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231. Bundesgesetz: Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes
(NR: GP XVII RV 449 AB 529 S. 59. BR: AB 3464 S. 500.)

232. Bundesgesetz: Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977
(NR: GP XVII IA 158/A AB 549 S. 59. BR: AB 3465 S. 500.)

2 3 1 . Bundesgesetz vom 21. April 1988, mit
dem das Ausländerbeschäftigungsgesetz geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Ausländerbeschäftigungsgesetz, BGBl.
Nr. 218/1975, wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 2 tritt an die Stelle des Punktes am
Ende der lit. f ein Strichpunkt. Folgende lit. g wird
angefügt:

,,g) Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeiten als
Berichterstatter für ausländische Medien in
Wort, Ton und Bild für die Dauer ihrer
Akkreditierung als Auslandskorrespondenten
beim Bundeskanzleramt sowie Ausländer hin-
sichtlich ihrer für die Erfüllung der Aufgaben
dieser Berichterstatter unbedingt erforderli-
chen Tätigkeiten für die Dauer ihrer Notifi-
kation beim Bundeskanzleramt."

2. § 4 Abs. 3 Z 4 lautet:

„4. die Gewähr gegeben erscheint, daß der
Arbeitgeber die Lohn- und Arbeitsbedingun-
gen einschließlich der sozialversicherungs-
rechtlichen Vorschriften einhält;"

3. § 4 Abs. 3 Z 7 entfällt.

4. § 4 Abs. 3 Z 8 entfällt.

5. § 4 Abs. 5 lautet:

„(5) Soweit Kontingente (§ 12) festgesetzt sind
und es sich nicht um die erstmalige Beschäftigungs-
aufnahme des Ausländers im Bundesgebiet nach
diesem Bundesgesetz handelt, entfallen die Prüfung
der Voraussetzungen nach Abs. 1 und die Anhö-
rung der kollektivvertragsfähigen Körperschaften
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer gemäß § 20
Abs. 2."

6. § 7 Abs. 3 zweiter Satz lautet:

„Liegt ein Kontingent mit ganzjähriger Laufzeit
vor, so darf die Beschäftigungsbewilligung, wenn

sie in der zweiten Hälfte der Laufzeit erteilt wird,
längstens bis sechs Monate nach Ablauf des Kon-
tingentes erteilt werden."

7. § 7 Abs. 7 lautet:

„(7) Wird ein Antrag auf Verlängerung einer
Beschäftigungsbewilligung vier Wochen vor Ablauf
der Beschäftigungsbewilligung eingebracht, so gilt
diese bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den
Antrag als verlängert. Erfolgt die Antragstellung
innerhalb der letzten vier Wochen vor Ablauf der
Beschäftigungsbewilligung, so gilt diese nur dann
bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den
Antrag als verlängert, wenn dieser ohne Verschul-
den oder lediglich auf Grund einer entschuldbaren
Fehlleistung des Antragstellers verspätet einge-
bracht wurde. Andernfalls gilt die Beschäftigungs-
bewilligung nur bis zur Feststellung des zuständi-
gen Arbeitsamtes, daß die verspätete Einbringung
nicht entschuldbar ist, als verlängert."

8. Dem § 7 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Liegen die Voraussetzungen für die Verlän-
gerung einer Beschäftigungsbewilligung nicht vor,
so treten die Wirkungen der NichtVerlängerung
erst mit jenem Zeitpunkt ein, der sich aus den die
Rechte des Ausländers sichernden gesetzlichen
Bestimmungen und Normen der kollektiven
Rechtsgestaltung ergibt."

9. § 9 Abs. 4 lautet:

„(4) Bei Widerruf der Beschäftigungsbewilligung
gilt § 7 Abs. 8 sinngemäß."

10. § 11 Abs. 1 lautet:

„(1) Beabsichtigt ein Arbeitgeber, Ausländer für
eine Beschäftigung im Bundesgebiet im Ausland
anzuwerben, so ist ihm auf Antrag eine Sicherungs-
bescheinigung auszustellen. Sie hat zu enthalten,
für welche Ausländer oder welche Anzahl von Aus-
ländern bei Vorliegen der Voraussetzungen die
Erteilung von Beschäftigungsbewilligungen in Aus-
sicht gestellt wird."
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11. Im § 11 Abs. 2 lit. a tritt an die Stelle der
Wendung „Abs. 3 Z 1, 4, 6, 8 und 12" die Wen-
dung „Abs. 3 Z 1, 4, 6 und 12".

12. In den §§ 12 Abs. 1, 17 und 20 Abs. 2 tritt an
die Stelle der Wendung „kollektivvertragsfähigen
Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer" jeweils die Wendung „kollektivver-
tragsfähigen Körperschaften der Arbeitgeber und
der Arbeitnehmer".

13. § 12 Abs. 3 lit. c lautet:

„c) die Befreiungsscheine, ausgenommen jene für
Lehrlinge, jeweils nach dem zuletzt festge-
stellten Arbeitsplatz (§ 6 Abs. 1) des Befrei-
ungsscheininhabers."

14. § 13 Abs. 2 lit. c lautet:

,,c) die Befreiungsscheine, ausgenommen jene für
Lehrlinge."

15. § 15 lautet:

„§15. (1) Einem Ausländer ist auf Antrag ein
Befreiungsschein auszustellen, wenn

1. der Ausländer vom Zeitpunkt der Antragsein-
bringung zurückgerechnet mindestens acht
Jahre im Bundesgebiet ununterbrochen
gemäß diesem Bundesgesetz beschäftigt (§ 2
Abs. 2) war, oder

2. der Ausländer mit einem österreichischen
Staatsbürger verheiratet ist und seinen Wohn-
sitz im Bundesgebiet hat, oder

3. der Ausländer das 19. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat (jugendlicher Ausländer) und
sich wenigstens ein Elternteil seit mindestens
fünf Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet auf-
hält, wenn
a) er sich mehr als die halbe Lebenszeit

rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten
hat oder

b) er seine Schulpflicht zumindest zur Hälfte
im Bundesgebiet erfüllt und auch beendet
hat, oder

4. der Ausländer das 19. Lebensjahr vollendet
hat, die Voraussetzungen der Z 3 bei Vollen-
dung des 19. Lebensjahres erfüllt waren und
er sich seither mit Ausnahme von jeweils
höchstens drei Monaten im Kalenderjahr
ununterbrochen rechtmäßig im Bundesgebiet
aufgehalten hat.

(2) Als Beschäftigungszeiten im Sinne des Abs. 1
Z 1 gelten bis zu insgesamt 18 Monaten, bei Mut-
terschaft, wenn die Ausländerin Wochengeld, Son-
derunterstützung nach dem Mutterschutzgesetz
1979, BGBl. Nr. 221, oder Karenzurlaubsgeld
erhalten hat, bis zu insgesamt 24 Monaten, auch
Zeiten (Ersatzzeiten), während derer

1. der Ausländer auf Grund eines Beschäfti-
gungsverhältnisses zu einem Unternehmen,
das im Bundesgebiet seinen Betriebssitz hat,
nach einer mindestens sechsmonatigen

Beschäftigung im Bundesgebiet vorüberge-
hend außerhalb des Bundesgebietes beschäf-
tigt war;

2. der Ausländer, ohne daß er in einem Beschäf-
tigungsverhältnis gestanden ist, arbeitsunfähig
war und während seiner Arbeitsunfähigkeit
Leistungen aus der Krankenversicherung oder
der Unfallversicherung, ausgenommen Ren-
tenleistungen, oder Leistungen aus der Pen-
sionsversicherung aus dem Versicherungsfall
der geminderten Arbeitsfähigkeit nach dem
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, erhalten hat;

3. die Ausländerin Wochengeld aus dem Versi-
cherungsfall der Mutterschaft nach dem All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetz oder
Sonderunterstützung nach dem Mutter-
schutzgesetz 1979 erhalten hat;

4. der Ausländer Arbeitslosengeld, Karenzur-
laubsgeld, Notstandshilfe oder Sondernot-
standshilfe nach dem Arbeitslosenversiche-
rungsgesetz 1977, BGBl. Nr. 609, bezogen
hat oder im Anschluß daran bei einem inlän-
dischen Arbeitsamt arbeitsuchend vorgemerkt
war;

5. eine Beschäftigung nach diesem Bundesgesetz
unbeschadet der Z 2, 3 und 4 bis zu drei
Monaten nicht bestanden hat.

(3) Der Lauf der Fristen nach Abs. 1 wird durch
Zeiten, während derer der Ausländer in seinem
Heimatstaat den Wehrdienst oder den Wehrersatz-
dienst abgeleistet hat, gehemmt.

(4) Ist ein Elternteil österreichischer Staatsbür-
ger, oder ist ein Elternteil, der in Österreich gelebt
hat, verstorben, so entfällt die in Abs. 1 Z 3 nor-
mierte Voraussetzung des fünfjährigen Aufenthal-
tes wenigstens eines Elternteiles.

(5) Das Arbeitsamt kann nach Anhörung des
gemäß § 44 a des Arbeitsmarktförderungsgesetzes
eingerichteten Vermittlungsausschusses bei der
Anwendung des § 15 Abs. 1 Z 4 eine drei Monate
im Kalenderjahr übersteigende, nicht von Abs. 2
Z 1 oder Abs. 3 erfaßte Abwesenheit vom Bundes-
gebiet nachsehen, wenn sie durch Studienaufenthalt
oder sonstige wichtige soziale, familiäre oder
gesundheitliche Gründe bedingt ist.

(6) Der Befreiungsschein darf jeweils längstens
für drei Jahre ausgestellt werden.

(7) Der Ablauf des Befreiungsscheines wird wäh-
rend der Dauer eines Lehrverhältnisses und der
gesetzlichen oder kollektivvertraglichen Verpflich-
tung zur Weiterverwendung gehemmt."

16. Nach § 15 wird folgender § 15 a samt Über-
schrift eingefügt:

„Verlängerung

§ 15 a. (1) Der Befreiungsschein gemäß §15
Abs. 1 Z 1 ist zu verlängern, wenn der Ausländer
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während der letzten drei Jahre im Bundesgebiet
ununterbrochen gemäß diesem Bundesgesetz
beschäftigt (§ 2 Abs. 2) war. Die Bestimmungen
über die Ersatzzeiten (§ 15 Abs. 2) und die Hem-
mungsgründe (§ 15 Abs. 3) gelten sinngemäß.

(2) Der Befreiungsschein nach § 15 Abs. 1 Z 3
und 4 ist zu verlängern, wenn sich der Ausländer
abgesehen von Zeiten gemäß § 15 Abs. 3 und 5 mit
Ausnahme von jeweils höchstens drei Monaten im
Kalenderjahr ununterbrochen rechtmäßig im Bun-
desgebiet aufgehalten hat.

(3) § 7 Abs. 7 und 8 gilt sinngemäß."

17. § 16 lautet:

„§ 16. (1) Der Befreiungsschein ist zu widerru-
fen, wenn

1. der Ausländer im Antrag auf Ausstellung
eines Befreiungsscheines über wesentliche
Tatsachen wissentlich falsche Angaben
gemacht oder solche Tatsachen verschwiegen
hat,

2. der Ausländer während der Geltungsdauer
des Befreiungsscheines gemäß § 15 Abs. 1 Z 1
a) entweder seine Beschäftigung unbeschadet

des §15 Abs. 2 Z 2 bis 4 länger als
drei Monate oder

b) seinen Aufenthalt im Bundesgebiet unbe-
schadet des § 15 Abs. 2 Z 1, Abs. 3 und 5
länger als drei Monate im Kalenderjahr

unterbricht,
3. die Voraussetzungen nach §15 Abs. 1 Z 2

nicht mehr vorliegen, wenn für den Ausländer
nicht bereits § 15 Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 in
Betracht kommt, oder

4. der Ausländer gegen die im § 25 genannten
Vorschriften verstoßen hat.

(2) § 7 Abs. 8 gilt sinngemäß.

(3) Der widerrufene Befreiungsschein ist dem
zuständigen Arbeitsamt unverzüglich zurückzustel-
len."

18. § 19 Abs. 5 lautet:

„(5) Der Antrag auf Ausstellung einer Siche-
rungsbescheinigung ist vor der Einreise des Auslän-
ders, der Antrag auf Erteilung einer Beschäfti-
gungsbewilligung vor Aufnahme der Beschäftigung
einzubringen. Der Antrag auf Verlängerung einer
Beschäftigungsbewilligung ist vier Wochen vor
Ablauf der Geltungsdauer einer bereits erteilten
Beschäftigungsbewilligung, der Antrag auf Verlän-
gerung eines Befreiungsscheines vier Wochen vor
Ablauf der Geltungsdauer eines bereits ausgestell-
ten Befreiungsscheines einzubringen. Läuft die Gel-
tungsdauer eines Befreiungsscheines während eines
Auslandsaufenthaltes gemäß § 15 Abs. 3 ab, so ist
der Antrag auf Verlängerung des Befreiungsschei-
nes spätestens drei Monate nach Ende dieser Zeiten
einzubringen."

19. § 19 Abs. 7 lautet:

„(7) Bei einer Arbeitsvermittlung durch die
Arbeitsmarktverwaltung (§ 40 Abs. 1 des Arbeits-
marktförderungsgesetzes) ist bei Vorliegen der
Voraussetzungen von Amts wegen die Beschäfti-
gungsbewilligung zu erteilen oder der Befreiungs-
schein auszustellen, wenn der Ausländer Anspruch
auf Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung
hat. Der Befreiungsschein nach § 15 Abs. 1 Z 3 und
4 ist auch dann von Amts wegen auszustellen, wenn
kein Anspruch auf Leistungen aus der Arbeitslosen-
versicherung besteht."

20. Dem § 20 Abs. 2 werden folgende Sätze
angefügt:

„Die zuständigen kollektiwertragsfähigen Körper-
schaften bzw. der Verwaltungsausschuß können
festlegen, daß bei amtswegigen Erteilungen von
Beschäftigungsbewilligungen (§19 Abs. 7) und in
den Fällen der Verlängerung von Beschäftigungs-
bewilligungen bei Vorliegen einer bestimmten
Arbeitsmarktlage oder bestimmter persönlicher
Umstände der Ausländer die Erteilung der Beschäf-
tigungsbewilligungen als befürwortet gilt. Für die
amtswegige Ausstellung und die Verlängerung von
Befreiungsscheinen gilt dies sinngemäß."

21. Dem § 20 Abs. 5 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Die Berufung gegen die Feststellung, daß die ver-
spätete Einbringung eines Verlängerungsantrages
nicht entschuldbar ist (§ 7 Abs. 7), hat keine auf-
schiebende Wirkung."

22. Im § 23 Abs. 1 wird der Klammerausdruck
durch „(§ 44 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes)"
ersetzt.

23. Dem § 24 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Im Falle der amtswegigen Erteilung der
Beschäftigungsbewilligung (§19 Abs. 7) sind die im
Abs. 2 genannten Kosten aus Mitteln der Arbeitslo-
senversicherung zu tragen."

24. § 26 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Arbeitgeber sind verpflichtet,
1. die Beendigung des Beschäftigungsverhältnis-

ses eines Ausländers, für den eine Beschäfti-
gungsbewilligung erteilt wurde, und

2. den Beginn und die Beendigung der Beschäf-
tigung eines Ausländers mit einem Befreiungs-
schein

unverzüglich dem zuständigen Arbeitsamt anzuzei-
gen"

25. Dem § 27 wird folgender Satz angefügt:

„Die Träger der Sozialversicherung und der
Hauptverband der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger sind verpflichtet, gespeicherte Daten
(§ 31 Abs. 3 Z 15 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes) über die Versicherungszeiten auf
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automationsunterstütztem Weg den Dienststellen
der Arbeitsmarktverwaltung zu übermitteln, die für
diese Stellen eine wesentliche Voraussetzung zur
Durchführung ihrer Aufgaben nach diesem Bun-
desgesetz bilden."

26. § 28 lautet:

„§ 28. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand
einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden
strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwal-
tungsübertretung und ist von der Bezirksverwal-
tungsbehörde zu bestrafen,

1. wer
a) entgegen dem § 3 einen Ausländer

beschäftigt, für den weder eine Beschäfti-
gungsbewilligung (§ 4) erteilt noch ein
Befreiungsschein (§ 15) ausgestellt wurde,
oder

b) entgegen dem § 18 die Arbeitsleistungen
eines Ausländers, der von einem ausländi-
schen Arbeitgeber ohne einen im Bundes-
gebiet vorhandenen Betriebssitz im Inland
beschäftigt wird, in Anspruch nimmt, ohne
daß für den Ausländer eine Beschäfti-
gungsbewilligung (§18 Abs. 1, 4 und 7)
erteilt wurde,

bei unberechtigter Beschäftigung von höch-
stens drei Ausländern für jeden unberechtigt
beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von
5000 S bis 60000 S, im Wiederholungsfalle
von 10 000 S bis 120 000 S, bei unberechtigter
Beschäftigung von mehr als drei Ausländern
für jeden unberechtigt beschäftigten Auslän-
der mit Geldstrafe von 10000 S bis 120000 S,
im Wiederholungsfalle von 20 000 S bis
240 000 S;

2. wer
a) entgegen dem § 3 Abs. 3, 4 und 5 einen

Ausländer beschäftigt, ohne die Beschäfti-
gung dem zuständigen Arbeitsamt recht-
zeitig anzuzeigen,

b) entgegen dem § 18 Abs. 3, 5 und 6 die
Arbeitsleistungen eines Ausländers, der
von einem ausländischen Arbeitgeber
ohne einen im Bundesgebiet vorhandenen
Betriebssitz im Inland beschäftigt wird, in
Anspruch nimmt, ohne die Beschäftigung
dem zuständigen Arbeitsamt rechtzeitig
anzuzeigen, oder

c) entgegen dem § 26 Abs. 1 den Landesar-
beitsämtern und Arbeitsämtern sowie den
Arbeitsinspektoraten und den sonst zur
Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes
berufenen Behörden auf deren Verlangen
Anzahl und Namen der im Betrieb
beschäftigten Ausländer nicht bekannt
gibt, die zur Durchführung dieses Bundes-
gesetzes notwendigen Auskünfte nicht
erteilt oder in die erforderlichen Unterla-
gen nicht Einsicht gewährt,

mit Geldstrafe von 2000 S bis 30000 S;

3. wer
a) entgegen dem § 26 Abs. 2 den Beginn oder

die Beendigung des Beschäftigungsver-
hältnisses eines Ausländers nicht unver-
züglich dem zuständigen Arbeitsamt
anzeigt, oder

b) entgegen dem § 16 Abs. 3 einen Befrei-
ungsschein (§ 15) vorsätzlich nicht
zurückstellt,

mit Geldstrafe bis 10000 S.

(2) Die Verjährungsfrist (§ 31 Abs. 2 des Verwal-
tungsstrafgesetzes - VStG 1950, BGBl. Nr. 172)
für Verwaltungsübertretungen gemäß Abs. 1
beträgt ein Jahr.

(3) Die Eingänge aus den gemäß Abs. 1 verhäng-
ten Geldstrafen fließen dem Reservefonds gemäß
§ 64 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977
zu."

27. § 29 lautet samt Überschrift:

„Ansprüche des Ausländers

§ 29. (1) Einem Ausländer, der entgegen den
Vorschriften dieses Bundesgesetzes ohne Beschäfti-
gungsbewilligung beschäftigt wird, stehen gegen-
über dem ihn beschäftigenden Betriebsinhaber für
die Dauer der Beschäftigung die gleichen Ansprü-
che wie auf Grund eines gültigen Arbeitsvertrages
zu.

(2) Beruht das Fehlen der Beschäftigungsbewilli-
gung jedoch auf einem Verschulden des Betriebsin-
habers, dann ist der Ausländer auch bezüglich der
Ansprüche aus der Beendigung des Beschäftigungs-
verhältnisses so zu stellen, als ob er auf Grund eines
gültigen Arbeitsvertrages beschäftigt gewesen wäre.
Auf die Bestimmungen des besonderen Kündi-
gungs- und Entlassungsschutzes ist jedoch nicht
Bedacht zu nehmen.

(3) Der Ausländer, dessen Arbeitsverhältnis
wegen Wegfalls der Beschäftigungsbewilligung
endet, hat Anspruch auf Schadenersatz wie auf
Grund eines berechtigten vorzeitigen Austritts,
wenn der Wegfall der Beschäftigungsbewilligung
auf einem Verschulden des Arbeitgebers beruht. Bei
Bemessung des Schadenersatzanspruches ist auf die
Bestimmungen des besonderen Kündigungs- und
Entlassungsschutzes jedoch nicht Bedacht zu neh-
men."

28. Abschnitt VII lautet samt Überschrift:

„Abschnitt VH

Abgabenrechtliche Bestimmung

§ 31. Befreiungsscheine, die erstmals für Jugend-
liche im Sinne des §15 Abs. 1 Z 3 gemäß §19
Abs. 7 von Amts wegen ausgestellt werden, sind
von den Stempelgebühren befreit."

28 a. § 32 entfällt.
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29. § 35 lit. a lautet:

,,a) hinsichtlich § 1 Abs. 2 lit. g der Bundeskanz-
ler,"

Artikel II

Übergangsbestimmungen

(1) Einem jugendlichen Ausländer bis zur Voll-
endung des 19. Lebensjahres ist eine Beschäfti-
gungsbewilligung ohne Prüfung der Voraussetzun-
gen des § 4 Abs. 1, 2 und 6 zu erteilen, wenn

1. nicht außergewöhnliche Verhältnisse auf
lokalen Arbeitsmärkten entgegenstehen,

2. sich der jugendliche Ausländer zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieser Bestimmung seit
mindestens drei Jahren rechtmäßig im Bun-
desgebiet aufhält und

3. sich wenigstens ein Elternteil seit mindestens
fünf Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet auf-
hält.

§ 15 Abs. 4 gilt sinngemäß.

(2) Nach Vollendung des 19. Lebensjahres des
Ausländers ist Abs. 1 weiterhin anzuwenden, wenn
der Ausländer bereits vorher die Voraussetzungen
des Abs. 1 erfüllt hat und sich mit Ausnahme von
jeweils höchstens drei Monaten im Kalenderjahr
ununterbrochen rechtmäßig im Bundesgebiet auf-
hält. § 15 Abs. 5 gilt sinngemäß.

(3) Anträge auf Ausstellung eines Befreiungs-
scheines, die in der Zeit zwischen der Verlautba-
rung im Bundesgesetzblatt und dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes gestellt werden, gelten als im
Zeitpunkt des Inkrafttretens eingebracht, es sei
denn, es besteht nach der bis dahin geltenden
Rechtslage ein Anspruch auf Ausstellung eines
Befreiungsscheines.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1988 in
Kraft.

(2) Alle bisher auf Grund des § 4 Abs. 3 Z 8
abgegebenen Erklärungen (Verpflichtungserklä-
rungen) verlieren mit Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes ihre Wirksamkeit.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
betraut:

1. hinsichtlich des Art. I Z 1 (§1 Abs. 2 lit. g)
der Bundeskanzler;

2. hinsichtlich des Art. III Abs. 2 der Bundesmi-
nister für Inneres;

3. hinsichtlich des Art. I Z 28 der Bundesmini-
ster für Finanzen;

4. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Arbeit und Soziales.

Waldheim

Vranitzky

2 3 2 . Bundesgesetz vom 21. April 1988, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
BGBl. Nr. 609, zuletzt geändert mit dem Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 615/1987, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 18 lautet:

„§ 18.. (1) Das Arbeitslosengeld wird für zwölf
Wochen gewährt.

(2) Die Bezugsdauer erhöht sich
a) auf 20 Wochen, wenn in den letzten zwei

Jahren vor der Geltendmachung des Anspru-
ches arbeitslosenversicherungspflichtige Be-
schäftigungen von 52 Wochen,

b) auf 30 Wochen, wenn in den letzten fünf Jah-
ren vor der Geltendmachung des Anspruches
arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäfti-
gungen von 156 Wochen nachgewiesen wer-
den,

c) auf 209 Wochen, wenn in den letzten 25 Jah-
ren vor der Geltendmachung des Anspruches
arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäfti-
gungen von 780 Wochen nachgewiesen wer-
den, der Arbeitslose bei Geltendmachung des
Anspruches das 50. Lebensjahr vollendet und
bei Eintritt der Arbeitslosigkeit seit minde-
stens sechs Monaten seinen Wohnsitz in
einer Region hat, für die eine Feststellung
nach Abs. 4 erfolgt ist. Im Falle der Ände-
rung des Wohnsitzes bleibt der erworbene
Anspruch gewahrt.

(3) Bei der Beurteilung der Bezugsdauer sind die
im § 14 Abs. 4 lit. c, d und e angeführten Zeiten wie
arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäftigungs-
zeiten zu berücksichtigen.

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
stellt nach Anhörung des Beirates für Arbeitsmarkt-
politik (§41 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes,
BGBl. Nr. 31/1969) durch Verordnung fest, daß in
einer Region eine nicht saisonbedingte Verringe-
rung des Beschäftigtenstandes größeren Ausmaßes
und dadurch eine wesentliche Erhöhung des
Zuganges in die Arbeitslosigkeit innerhalb einer
bestimmten Zeit, ein Ansteigen der Dauerarbeitslo-
sigkeit oder eine wesentliche Steigerung der
Arbeitslosigkeit gegenüber der Vergangenheit
durch längere Zeit zu erwarten sind oder vorliegen.
In dieser Verordnung ist auch festzulegen, bis zu
welchem Zeitpunkt der Geltendmachung von
Arbeitslosengeld die Bezugsdauer gemäß Abs. 2
lit. c zuzuerkennen ist.

(5) Die Bezugsdauer nach Abs. 1 und 2 lit. a und
b verlängert sich um höchstens 104 Wochen um
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Zeiten, in denen der Arbeitslose an einer Maß-
nahme im Sinne des Abs. 6 teilnimmt. Wenn diese
Maßnahme in einer Ausbildung besteht, für die
gesetzliche oder auf gesetzlicher Grundlage erlas-
sene Vorschriften eine längere Dauer vorsehen,
kann eine über das im vorangegangenen Satz
genannte Ausmaß hinausgehende Verlängerung
der Bezugsdauer um die Zeit dieser Ausbildung,
höchstens jedoch um insgesamt 156 Wochen, fest-
gesetzt werden.

(6) Eine Maßnahme im Sinne des Abs. 5 ist vom
Landesarbeitsamt anzuerkennen, wenn

a) das Unternehmen für arbeitslos gewordene
Arbeitnehmer eine Einrichtung bereitstellt,
die für die Planung und Durchführung von
Maßnahmen der in lit. b genannten Art nach
einem einheitlichen Konzept verantwortlich
ist,

b) es sich um Maßnahmen handelt, die dem
Arbeitslosen die Wiedererlangung eines
Arbeitsplatzes insbesondere durch eine Aus-
bildung oder Weiterbildung im Rahmen des
Unternehmens, der Einrichtung oder von
anderen Schulungseinrichtungen erleichtern
sollen und nach dem Inhalt und nach den
angestrebten Zielen den arbeitsmarktpoliti-
schen Erfordernissen dienen,

c) die Maßnahme eine Vollauslastung des
Arbeitslosen gleich einem Arbeitnehmer
unter Berücksichtigung von Freizeiten, übli-
chen Urlaubsansprüchen u. dgl. bewirkt,

d) die Realisierung des Konzeptes unter
Bedachtnahme auf lit. a und b durch ausrei-
chende Bereitstellung der finanziellen, orga-
nisatorischen, sachlichen und personellen
Voraussetzungen von der Einrichtung sicher-
gestellt ist, und

e) dem Arbeitslosen eine Zuschußleistung vom
Träger der Einrichtung während seiner
Zugehörigkeit zu ihr auf Grund einer
Betriebsvereinbarung gewährt wird, der von
den für den Wirtschaftszweig in Betracht
kommenden kollektivvertragsfähigen Kör-
perschaften der Dienstgeber und der Dienst-
nehmer zugestimmt worden ist.

Die Maßnahme ist mit Bescheid anzuerkennen,
wobei nur das betreffende Unternehmen oder die
Einrichtung, sofern sie Rechtspersönlichkeit
besitzt, Parteistellung hat."

2. a) § 40 erhält die Bezeichnung § 40 Abs. 1.

b) § 40 Abs. 2 lautet:

„(2) Abweichend von Abs. 1 sind während der
Bezugsdauer von Arbeitslosengeld gemäß § 18
Abs. 2 lit. c und Abs. 5 Bezieher, die während ihres
letzten Dienstverhältnisses bei der Versicherungs-
anstalt des österreichischen Bergbaues krankenver-
sichert waren, bei dieser Versicherungsanstalt,
Bezieher, die während des letzten Dienstverhältnis-
ses bei einer Betriebskrankenkasse krankenversi-
chert waren, bei dieser Betriebskrankenkasse kran-
kenversichert."

3. Nach § 40 wird folgender § 40 a mit Über-
schrift eingefügt:

„Unfallversicherung

§ 40 a. Während der Bezugsdauer infolge Teil-
nahme an einer von der Arbeitsmarktverwaltung
anerkannten Maßnahme (§18 Abs. 5) gelten die
Bezieher von Arbeitslosengeld als Teilnehmer von
Ausbildungslehrgängen im Sinne des § 8 Abs. 1 Z 3
lit. c des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes.
Abweichend von § 74 Abs. 2 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes gilt als Beitragsgrund-
lage das bezogene Arbeitslosengeld. Abweichend
von § 74 Abs. 3 Z 2 des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes werden die Beiträge aus den Mit-
teln der Arbeitslosenversicherung bestritten. Im
übrigen gilt § 42 Abs. 4 sinngemäß."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1988
in Kraft.

(2) Die Bestimmungen des Art. I sind auch auf
Ansprüche von Arbeitslosengeld anzuwenden, die
im Falle des § 18 Abs. 5 im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Bundesgesetzes und im Falle des § 18
Abs. 2 lit. c im Zeitpunkt des Inkrafttretens einer
Verordnung gemäß § 18 Abs. 4 bestehen oder
gemäß § 16 A1VG ruhen.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Arbeit und Soziales
betraut.

Waldheim

Vranitzky


